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Sehr geehrte Mandanten,

bei einem Schneeballsystem handelt es sich keinesfalls um eine Win-

tersportaktivität. Tatsächlich verbirgt sich dahinter ein handfester

Betrug: Gutgläubigen Anlegern werden fiktive Gewinne bescheinigt,

welche direkt wieder thesauriert werden. Wird der Schwindel aufge-

deckt, ist das Geld meist weg.

Der Fiskus hält sich dabei schadlos, denn die gefestigte Rechtsprechung

sagt, dass auch die Gewinne auf dem Papier als Einnahmen aus Kapital-

vermögen versteuert werden müssen, wenn der Betreiber des Schnee-

ballsystems zur Auszahlung der gutgeschriebenen Beträge bereit und

fähig gewesen wäre.

Diese Besteuerungswut bremst das FG Nürnberg (Az: 3 K 348/17)

ein wenig aus. Im Streitfall erhielt das Betrugsopfer eine Abrechnung

über Scheingewinne, bei denen sogar die Abgeltungssteuer abgezogen

wurde.

Weil jedoch die Abgeltungssteuer weder angemeldet noch ans Finanz-

amt abgeführt wurde, wollte der Fiskus die Scheingewinne noch ein-

mal in der Einkommensteuererklärung besteuern. Dies lehnte das FG

ab, weil die bescheinigte Abgeltungssteuer auch in einem solchen Fall

abgeltende Wirkung hat. Weder in der Gesetzesbegründung noch im

Gesetz selbst gibt es nämlich Anhaltspunkte dafür, dass die Abgel-

tungswirkung nur greift, wenn die Steuer angemeldet und abgeführt

worden ist.

Vereinfacht gesagt gilt daher: Wenn nicht vorhandene Scheingewinne

der Besteuerung unterliegen, dann wirkt eine nicht abgeführte Kapi-

talertragsteuer auch abgeltend. Quasi eine abgeltende Scheinbesteue-

rung von Scheingewinnen. Vorerst zumindest, denn ganz scheinheilig

hat die Finanzverwaltung die Revision (Az: VIII R 17/17) eingelegt.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.05.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.05. für den Eingang der 

Zahlung.

15.05.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.05. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Mai 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.05.2018.

Anmerkung: In Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saarland und in Teilen Sachsens sowie 

Thüringens ist der 31.5.2018 ein Feiertag (Fronleichnam). Aus diesem 

Grund endet die Abgabefrist für die Einkommensteuer-, Umsatzsteu-

er- und Gewerbesteuer-Erklärung in diesen Bundesländern erst am 

1.6.2018 (Freitag). Des Weiteren müssen die Sozialversicherungs-

beiträge für den Monat Mai in diesen Ländern bereits bis spätestens 

28.5.2018 (Montag) gezahlt werden.

Grundsteuer I: Bemessung ist verfassungswidrig

Die Regelungen des Bewertungsgesetzes zur Einheitsbewertung von 

Grundvermögen in den „alten“ Bundesländern sind jedenfalls seit Be-

ginn des Jahres 2002 mit dem allgemeinen Gleichheitssatz unvereinbar. 

Das Festhalten des Gesetzgebers an dem Hauptfeststellungszeitpunkt 

von 1964 führt zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehand-

lungen bei der Bewertung von Grundvermögen, für die es keine ausrei-

chende Rechtfertigung gibt. Mit dieser Begründung hat das Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG) die Vorschriften für verfassungswidrig erklärt 

und bestimmt, dass der Gesetzgeber spätestens bis zum 31.12.2019 

eine Neuregelung zu treffen hat. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen die 

verfassungswidrigen Regeln weiter angewandt werden. Nach Verkün-

dung einer Neuregelung dürfen sie für weitere fünf Jahre ab der Verkün-

dung, längstens aber bis zum 31.12.2024 angewandt werden.

Hintergrund: Einheitswerte für Grundbesitz werden nach den Vor-

schriften des Bewertungsgesetzes in den „alten“ Bundesländern noch 

heute auf der Grundlage der Wertverhältnisse zum 01.01.1964 ermit-

telt und bilden die Grundlage für die Bemessung der Grundsteuer. Der 

Entscheidung liegen fünf Verfahren, drei Richtervorlagen des Bundes-

finanzhofs (BFH) und zwei Verfassungsbeschwerden, zugrunde. Die 

Klägerinnen und Kläger der Ausgangsverfahren beziehungsweise Be-

schwerdeführerinnen und Beschwerdeführer sind Eigentümer bebau-

ter Grundstücke in verschiedenen „alten“ Bundesländern, die jeweils 

vor den Finanzgerichten gegen die Festsetzung des Einheitswertes ih-

rer Grundstücke vorgegangen sind. In drei Revisionsverfahren hat der 

BFH die Verfahren ausgesetzt und dem BVerfG die Frage vorgelegt, ob 

die einschlägigen Vorschriften des Bewertungsgesetzes wegen Versto-

ßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verfassungswidrig sind. 

Mit den Verfassungsbeschwerden wurde im Wesentlichen ebenfalls 

eine Verletzung des allgemeinen Gleichheitssatzes gerügt.

Das BVerfG führt zunächst aus, dass die in seiner Rechtsprechung 

entwickelten Grundsätze zur Anwendung des allgemeinen Gleich-

heitssatzes im Steuerrecht auch auf der Ebene der Ermittlung der 

Besteuerungsgrundlagen eine gleichheitsgerechte Ausgestaltung der 

Wertbemessung verlangten. Die Aussetzung einer erneuten Haupt-

feststellung der Einheitsbewertung über einen langen Zeitraum füh-

re systembedingt in erheblichem Umfang zu Ungleichbehandlungen 

durch ungleiche Bewertungsergebnisse. Infolge der Anknüpfung an 

die Wertverhältnisse zum 01.01.1964 spiegelten sich die wertverzer-

renden Auswirkungen des überlangen Hauptfeststellungszeitraums in 

den einzelnen Bewertungselementen sowohl des Ertragswert- als auch 

des Sachwertverfahrens wider.

Die im Gesetz vorgesehene periodische Wiederholung der Haupt-

feststellung sei zentral für das vom Gesetzgeber selbst so gestaltete 
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Bewertungssystem. Ihm liege der Gedanke zugrunde, dass die den 

Verkehrswert der Grundstücke bestimmenden Verhältnisse einheitlich 

zum Zeitpunkt der Hauptfeststellung möglichst realitätsnah abgebil-

det werden. Da diese Verhältnisse während der folgenden Jahre eines 

Hauptfeststellungszeitraums typischerweise verkehrswertrelevanten 

Veränderungen unterliegen, bedürfe es in regelmäßigen und nicht zu 

weit auseinanderliegenden Abständen einer neuen Hauptfeststellung.

Die aus der Überdehnung des Hauptfeststellungszeitraums folgenden 

flächendeckenden, zahlreichen und erheblichen Wertverzerrungen bei 

der Einheitsbewertung des Grundvermögens führen laut BVerfG zu 

entsprechenden Ungleichbehandlungen bei der Erhebung der Grund-

steuer.

Das Ziel der Verwaltungsvereinfachung rechtfertige die durch die an-

dauernde Aussetzung des Hauptfeststellungszeitpunkts verursachten 

Wertverzerrungen nicht. Gründe der Typisierung und Pauschalierung 

rechtfertigen ebenfalls nicht die Aussetzung der Hauptfeststellung 

und ihre Folgen. Schließlich könnten weder eine gemessen am Ver-

kehrswert generelle Unterbewertung des Grundvermögens noch die 

vermeintlich absolut geringe Belastungswirkung der Grundsteuer ver-

mögen die Wertverzerrungen rechtfertigen.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 10.04.2018, 1 BvL 11/14, 1 BvR 

889/12, 1 BvR 639/11, 1 BvL 1/15 und 1 BvL 12/14

Grundsteuer II: Steuerzahlerbund warnt vor  
Mehrbelastungen der Bürger 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden hat, 

dass die Grundsteuer reformiert werden muss, fordert der Bund der 

Steuerzahler (BdSt), dass sich Bund und Länder nun schnell auf ein 

neues Berechnungsmodell für die Grundsteuer einigen. „Für Mieter 

und Eigentümer darf es nicht teurer werden“, betont der stellvertre-

tende BdSt-Präsident Zenon Bilaniuk.

Die Politik verlange von Bauherren und Wohnungswirtschaft, bezahl-

baren Wohnraum zu schaffen. Dann müsse sie auch dafür sorgen, dass 

die Wohnnebenkosten nicht steigen. Steuern und Abgaben dürften 

nicht zur zweiten Miete oder doppelten Belastung werden.

Praktisch hält der BdSt ein Einfachmodell für sinnvoll. Ein solches Mo-

dell hätten Hamburg und Bayern bereits vorgeschlagen. Dabei würden 

für die Grundstücksberechnung lediglich die Grundstücksgröße und 

Wohnfläche angesetzt. „Das ist für den Bürger transparent und einfach 

umsetzbar“, sagt Bilaniuk. Es gelte, die Grundsteuer auf eine rechtssi-

chere Basis zu stellen.

Bund der Steuerzahler e.V., PM vom 10.04.2018

Grundsteuer III: Steuergewerkschaft fordert  
personelle und technische „Aufrüstung“ der  
Bewertungsstellen in den Finanzämtern

Vor dem Hintergrund des Karlsruher Urteils zur Grundsteuer fordert 

die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) eine personelle und tech-

nische „Aufrüstung“ der Bewertungsstellen in den Finanzämtern.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe am 10.04.2018 die der 

Grundsteuer zugrundeliegende Einheitsbewertung von Grundver-

mögen für unvereinbar mit dem allgemeinen Gleichheitssatz erklärt. 

Dabei habe es die Fortgeltung der verfassungswidrigen Regelungen 

angeordnet und zwei entscheidende Fristen gesetzt, so die DSTG. So 

müsse der Gesetzgeber spätestens bis zum 31.12.2019 eine Neurege-

lung treffen. Nach deren Verkündung dürften die verfassungswidrigen 

Regelungen für weitere fünf Jahre, längstens jedoch bis zum 31.12.2024 

angewandt werden.

Für Kalenderjahre ab 2025 sei dem BVerfG-Urteil zufolge eine Grund-

steuererhebung auf der Basis früherer bestandskräftiger Einheitswert- 

oder Grundsteuermessbescheide ausgeschlossen. Damit blieben den 

Ländern nur knappe sieben Jahre, um ihre Bewertungsstellen in den 

Finanzämtern auf die bevorstehende Mammutaufgabe der Neubewer-

tung von rund 35 Millionen Grundstücken vorzubereiten. Vor diesem 

Hintergrund fordert DSTG-Chef Thomas Eigenthaler entschiedenes 

Handeln: „Bund, Länder und Kommunen müssen jetzt gemeinsam an 

einem Strang ziehen und sich zügig auf ein machbares Reformkon-

zept einigen – am besten im engen Austausch mit den zuständigen 

Finanzbehörden, die das entscheidende Umsetzungs-Know-how ha-

ben.“ Schon jetzt stehe fest, dass die Bewertungsstellen derzeit weder 

personell noch technisch für eine neue Hauptfeststellung bei über 35 

Millionen Grundstückseinheiten gerüstet sind.

Besonders kritisch sei vor allem der Zeitfaktor. „Je spitzer wir künftig 

rechnen müssen, desto länger wird es dauern. Insofern sind alle Betei-
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ligten gut beraten, jetzt sämtliche Parameter und Experteneinschät-

zungen bei der Konstruktion des neuen Grundsteuer-Systems zu be-

rücksichtigen“, so Eigenthaler.

Deutsche Steuer-Gewerkschaft, PM vom 10.04.2018

Gewinne aus Veräußerung von Anteilen an  
Mitunternehmerschaft: Verfassungsbeschwerde 
gegen Gewerbesteuerpflicht erfolglos

Die Einführung der Gewerbesteuerpflicht für Gewinne aus der Veräu-

ßerung von Anteilen an einer Mitunternehmerschaft durch § 7 Satz 2 

Nr. 2 GewStG im Juli 2002 verstößt nicht gegen den Gleichheitssatz 

des Art. 3 Absatz 1 GG. Dass die Personengesellschaft als Mitunter-

nehmerschaft dabei die Gewerbesteuer schuldet, obwohl der Gewinn 

aus der Veräußerung des Mitunternehmeranteils beim veräußernden 

Gesellschafter verbleibt, verletze den Grundsatz der Besteuerung nach 

der Leistungsfähigkeit nicht, hat das BVerfG entschieden. Auch das 

rückwirkende Inkraftsetzen der Vorschrift für den Erhebungszeitraum 

2002 stehe im Einklang mit der Verfassung. Die Verfassungsbeschwer-

de einer Kommanditgesellschaft, die für die bei den Veräußerern ver-

bliebenen Gewinne aus dem Verkauf ihrer Kommanditanteile Gewer-

besteuer zu entrichten hatte, wies das BVerfG zurück.

Die Gewerbesteuer wird auf die objektive Ertragskraft eines Gewer-

bebetriebes erhoben. Anders als bei der Einkommensteuer können 

Schuldner der Gewerbesteuer neben natürlichen und juristischen Per-

sonen auch Personengesellschaften sein. Die Gewerbesteuer, die der 

Gewerbeertrag einer Kapitalgesellschaft auslöst, ist von der Kapitalge-

sellschaft geschuldet.

Bei Personengesellschaften und Einzelunternehmern begann die Ge-

werbesteuerpflicht nach früherer gefestigter Rechtsprechung grund-

sätzlich erst mit Aufnahme der werbenden „aktiven“ Tätigkeit und 

endete mit deren Aufgabe. Aus diesem Grund unterlagen bei Perso-

nengesellschaften und Einzelunternehmern Gewinne aus der Veräuße-

rung des Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs oder von Anteilen an 

einer Mitunternehmerschaft bis zur Einführung des § 7 Satz 2 GewStG 

grundsätzlich nicht der Gewerbesteuer. Bei Kapitalgesellschaften un-

terlagen und unterliegen dagegen grundsätzlich sämtliche Gewinne 

der Gewerbesteuer.

Allerdings ging die Rechtsprechung ungeachtet der gesetzlichen Fikti-

on des § 2 Absatz 2 Satz 1 GewStG davon aus, dass die Gewinne aus 

der Veräußerung von Anteilen an Personengesellschaften auch bei 

Kapitalgesellschaften, die ihre Anteile daran veräußern, nicht der Ge-

werbesteuer unterliegen. Durch die Einführung des § 7 Satz 2 GewStG 

hat der Gesetzgeber diese Rechtslage für Mitunternehmerschaften 

beendet und bei ihnen auch die Gewinne aus der Veräußerung ihres 

Betriebs, eines Teilbetriebs oder von Anteilen eines Gesellschafters 

weitgehend der Gewerbesteuer unterworfen. Die Einführung von § 7 

Satz 2 GewStG sollte die Gefahr von Missbrauch beseitigen, die nach 

damaliger Rechtslage durch einkommen- und körperschaftsteuerliche 

Gestaltungsmöglichkeiten entstand.

Die Beschwerdeführerin ist ein weltweit agierendes Unternehmen im 

Braugewerbe. Sie ist eine Kommanditgesellschaft, deren Komplemen-

tärin in den entscheidungserheblichen Jahren 2001 und 2002 eine Of-

fene Handelsgesellschaft war. Gesellschafterinnen der Offenen Han-

delsgesellschaft waren zwei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

(GmbH). Kommanditisten der Beschwerdeführerin waren neben zwei 

weiteren GmbH eine Stiftung, vier Kommanditgesellschaften, und na-

türliche Personen. Mit Ausnahme einer GmbH veräußerten alle an der 

Beschwerdeführerin beteiligten Kommanditisten in den Jahren 2001 

und 2002 ihre Kommanditanteile. Um dies vorzubereiten, schlossen 

die Gesellschafter im Juli 2001 eine Gesellschaftervereinbarung. Sie 

beauftragten einen Lenkungsausschuss mit dem Abschluss eines An-

teilsverkaufsvertrags im Namen der Gesellschafter.

Im August 2001 wurde zwischen dem Lenkungsausschuss im Namen 

der veräußernden Kommanditisten, der Beschwerdeführerin, der Käu-

ferin und deren Konzernmuttergesellschaft ein Kauf- und Abtretungs-

vertrag geschlossen. Am 01.09.2001 genehmigte eine außerordentli-

che Gesellschafterversammlung der Beschwerdeführerin den Vertrag 

und stimmte der beabsichtigten Abtretung der Kommanditanteile 

zum Februar 2002 zu. In ihrer Gewerbesteuererklärung 2002 erklärte 

die Beschwerdeführerin einen laufenden Verlust für beide Rumpfwirt-

schaftsjahre und Veräußerungsgewinne nach § 7 Satz 2 GewStG in 

Höhe von circa 663 Millionen Euro. Das Finanzamt setzte den Gewer-

besteuermessbetrag auf knapp 26 Millionen Euro und die Gewerbe-

steuer auf knapp 107 Millionen Euro fest. Der Einspruch der Beschwer-

deführerin hatte keinen Erfolg.
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Die von der Beschwerdeführerin zum Finanzgericht erhobene Klage 

war nur teilweise erfolgreich. Gemäß ihrem Hilfsantrag wurde der 

Veräußerungsgewinn nicht in voller Höhe der Besteuerung unter-

worfen. Dem Vortrag der Beschwerdeführerin, § 7 Satz 2 GewStG sei 

wegen unzulässiger Rückwirkung und Verletzung des Gleichheitssat-

zes verfassungswidrig und daher der Veräußerungsgewinn nicht zu 

besteuern, folgte das Finanzgericht hingegen nicht. Die Revision zum 

Bundesfinanzhof blieb erfolglos. Hiergegen richtete sich die Verfas-

sungsbeschwerde, die das BVerfG jetzt als unbegründet zurückgewie-

sen hat.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 10.04.2018, 1 BvR 1236/11

Ausbildungsende im Kindergeldrecht: Ablauf gesetz-
lich festgelegter Ausbildungszeit maßgeblich

Die Kindergeldgewährung aufgrund einer Berufsausbildung endet 

nicht bereits mit der Bekanntgabe des Ergebnisses einer Abschlussprü-

fung, sondern erst mit dem späteren Ablauf der gesetzlich festgelegten 

Ausbildungszeit. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) zu § 32 Absatz 4 

Satz 1 Nr. 2a Einkommensteuergesetz (EStG) entschieden.

Im Streitfall absolvierte die Tochter des Klägers eine Ausbildung zur 

staatlich anerkannten Heilerziehungspflegerin, die nach der einschlä-

gigen landesrechtlichen Verordnung drei Jahre dauert. Der Ausbil-

dungsvertrag hatte dementsprechend eine Laufzeit vom 01.09.2012 

bis zum 31.08.2015. Die Tochter bestand die Abschlussprüfung im Juli 

2015; in diesem Monat wurden ihr die Prüfungsnoten mitgeteilt. Die 

Kindergeldgewährung setzte voraus, dass sich die Tochter in Berufs-

ausbildung befand (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 2a EStG). Die Familien-

kasse ging davon aus, dass eine Berufsausbildung bereits mit Ablauf 

des Monats endet, in dem das Prüfungsergebnis bekanntgegeben wird, 

sodass es nicht auf das Ende der durch Rechtsvorschrift festgelegten 

Ausbildungszeit ankommt.

Die Familienkasse hob daher die Festsetzung des Kindergeldes ab Au-

gust 2015 auf und verwies hierzu auf die Rechtsprechung des BFH, 

der zufolge eine Ausbildung spätestens mit der Bekanntgabe des Prü-

fungsergebnisses endet. Der Kläger wandte sich dagegen und erstritt 

vor dem Finanzgericht das Kindergeld für den Monat August. Die Revi-

sion der Familienkasse hatte keinen Erfolg.

Der BFH hat mit dem neuen Urteil seine Rechtsprechung zur Dauer 

der Berufsausbildung präzisiert. In den bislang entschiedenen Fällen 

war die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses laut BFH der späteste in 

Betracht kommende Zeitpunkt des Ausbildungsverhältnisses. Hiervon 

unterscheide sich der Streitfall, weil hier das Ausbildungsende durch 

eine eigene Rechtsvorschrift geregelt sei. Nach § 2 Absatz 2 Satz 1 

der Heilerziehungspflegeverordnung des Landes Baden-Württemberg 

dauere die Fachschulausbildung zur Heilerziehungspflegerin drei Jahre. 

Die Vorschrift des § 21 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG), 

der zufolge eine Berufsausbildung vor Ablauf der Ausbildungszeit mit 

der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses endet, sei nicht einschlägig 

gewesen, da die Ausbildung an einer dem Landesrecht unterstehenden 

berufsbildenden Schule absolviert worden sei, sodass das BBiG nicht 

anwendbar gewesen sei. Damit habe die Berufsausbildung nicht im Juli 

2015, sondern erst mit Ablauf des Folgemonats geendet.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.09.2017, III R 19/16

Unterbringung im Internat: Aufwendungen sind als 
Kinderbetreuungskosten abziehbar

Aufwendungen für die Unterbringung in einem Internat sind nach § 10 

Absatz 1 Nr. 5 S. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) als Kinderbetreu-

ungskosten absetzbar. Hierauf weist das Finanzministerium Schleswig-

Holstein in einer Kurzinformation hin. Aufwendungen für Unterricht, 

die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie sportliche und andere 

Freizeitbetätigungen seien dagegen gemäß § 10 Absatz 1 Nr. 5 S. 2 

EStG vom Sonderausgabenabzug ausgeschlossen. Gegebenenfalls 

müssten die Kosten deswegen aufgeteilt werden.

Aufwendungen für den Aufenthalt in einem Ferienlager seien nicht 

als Kinderbetreuungskosten abziehbar, da es sich um eine Freizeitbe-

tätigung nach § 10 Absatz 1 Nr. 5 S. 2 EStG handele, so das Finanz-

ministerium Schleswig-Holstein weiter. Abschließend verweist es in 

seiner Kurzinformation auf das Urteil des Finanzgerichts Thüringen 

vom 25.10.2016 (2 K 95/15), das den Umfang der Abzugsfähigkeit von 

Kinderbetreuungskosten nach § 9c EStG 2010 behandelt.

Finanzministerium Schleswig-Holstein, Kurzinformation vom 

21.12.2017
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Geschäfts-
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Internationale Handelssachen: Länder für Zulassung 
von Englisch als Gerichtssprache

Der Bundesrat möchte, dass Landgerichte Kammern für internationa-

le Handelssachen einrichten dürfen, vor denen in englischer Sprache 

verhandelt wird. Am 02.03.2018 beschloss er, dem Bundestag einen 

entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. 

In Deutschland gebe es zahlreiche Richter, die hervorragend Englisch 

sprechen und in der Lage sind, eine mündliche Verhandlung sowie das 

Verfahren entsprechend zu führen, begründet der Bundesrat seinen 

Vorschlag.

Obwohl das deutsche Recht und die deutsche Justiz international hohe 

Anerkennung genießen, leide der Gerichtsstandort Deutschland bisher 

darunter, dass noch immer nur Deutsch als Gerichtssprache bestimmt 

sei. Dies trage dazu bei, dass bedeutende wirtschaftsrechtliche Strei-

tigkeiten zumeist im Ausland ausgetragen würden – zum Nachteil des 

Gerichtsstandortes Deutschland und deutscher Unternehmen. Durch 

die Einführung von Englisch als zulässiger Gerichtssprache könne so-

wohl Deutschland als Gerichtsstandort als auch das deutsche Recht 

an Attraktivität gewinnen.

Schon zwei Mal hatte der Bundesrat einen entsprechenden Entwurf 

beim Bundestag eingebracht: 2010 und 2014 beschlossen die Länder 

jeweils gleichlautende Gesetzentwürfe, die jedoch vom Bundestag 

nicht verabschiedet wurden und daher mit Ablauf der jeweiligen Wahl-

periode der Diskontinuität unterfielen (BR-Drs. 93/14 (B)).

Um dem Anliegen noch einmal Nachdruck zu verleihen, verabschiedete 

der Bundesrat nun zum dritten Mal eine entsprechende Initiative. Als 

nächstes wird sie über die Bundesregierung dem Bundestag zur Entschei-

dung vorgelegt. Feste Friste für die dortigen Beratungen gibt es nicht.

Bundesrat, PM vom 02.03.2018

Inspektion: Sicherungspflicht des Werkunternehmers

Wer eine Sache zur Inspektion gibt, geht davon aus, sie heil zurück-

zubekommen. Aber wer haftet, wenn dem Werkunternehmer, der die 

Inspektion durchführen sollte, die Sache gestohlen wird? Über einen 

solchen Fall hat jetzt der 9. Senat des Oberlandesgerichts Oldenburg 

entschieden.

Ein Mann aus Wilhelmshaven hatte nach der Sommersaison seinen 

Yamaha-Bootsmotor zur Inspektion gegeben. Der Werkunternehmer 

lagerte den Motor auf einem Transportgestell auf seinem Grundstück, 

das teilweise nur mit einem Maschendrahtzaun gesichert war. An ei-

nem Wochenende wurde der Motor über Nacht gestohlen.

Das Landgericht wies die Klage des Mannes auf Schadensersatz ab. 

Dem Werkunternehmer sei kein Vorwurf zu machen, der Mann habe 

nicht erwarten können, dass der Motor über Nacht eingeschlossen und 

das Betriebsgrundstück mit mehr als einem Maschendrahtzaun gegen 

Diebstahl gesichert sei.

Gegen diese Entscheidung legte der Wilhelmshavener erfolgreich Be-

rufung beim Oberlandesgericht an. Nach der Auffassung des Senats 

hat der Werkunternehmer eine Nebenpflicht aus dem Vertrag über die 

Inspektion verletzt. Er hätte den Motor nicht nachts auf dem unzurei-

chend gesicherten Grundstück stehen lassen dürfen. Ein Unternehmer 

müsse alles Zumutbare tun, um einen Diebstahl der ihm anvertrauten 

Gegenstände zu verhindern. Dabei seien die Anforderungen an das Zu-

mutbare um so höher, je wertvoller der Gegenstand und je einfacher 

er zu entwenden sei. Im konkreten Fall sei der Bootsmotor, der einen 

Neuwert von 6.800 Euro gehabt habe, auf dem Transportgestell ein-

fach abzutransportieren gewesen. Der Maschendrahtzaun sei ohne 

besondere Kenntnisse leicht zu überwinden gewesen, ein Herunter-

drücken habe gereicht. Es wäre dem Unternehmer auch zumutbar ge-

wesen, den Motor nachts einzuschließen oder das Grundstück – wie im 

Nachhinein geschehen – durchgehend mit einem schwer zu überwin-

denden Metallzaun zu sichern.

Der Schadensersatzanspruch des Mannes entfalle auch nicht etwa 

deshalb, weil der Unternehmer ihm schon fünf Tage vor dem Diebstahl 

angeboten hatte, den Motor abholen zu können. Angesichts der Größe 

und des Gewichts des Motors sei es von dem Mann nicht zu erwarten 

gewesen, den Motor umgehend abzuholen, weil eine solche Abholung 

eine gewisse Vorbereitung erfordere.

Der Unternehmer muss dem Mann jetzt den damaligen Zeitwert des 

Motors ersetzen. Das sind ca. 3.800 Euro.

OLG Oldenburg, Pressemitteilung vom 12.02.2018 zum Urteil 9 U 

22/17 vom 06.11.2018
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Keine Ratenzahlung für Ältere:  
Zulässige Altersdiskriminierung

Das Versagen von Ratenzahlungen gegenüber betagten Kunden ist ein 

Fall zulässiger Altersdiskriminierung. Dies hat das Amtsgericht (AG) 

München entschieden und den Antrag einer 84-Jährigen auf Entschä-

digung wegen einer behaupteten Diskriminierung im geschäftlichen 

Verkehr abgewiesen.

Die Beklagte betreibt in München einen Teleshoppingsender mit On-

linewarenhaus. Sie bietet diverse Produkte zum Kauf an und auch 

verschiedene Bezahlmöglichkeiten, unter anderem Teilzahlungen. Die 

84-jährige Klägerin bestellte bei ihr im Herbst 2015 einige Schmuck-

stücke und wählte als gewünschte Zahlungsform Teilzahlung in Raten. 

Die Beklagte lehnte das Angebot der Beklagten ab und führte zur Be-

gründung aus, dass die Klägerin die intern festgelegte Altersgrenze für 

die Kreditvergabe überschreite. Daher könne die Beklagte ihr nur die 

Zahlungsarten Rechnung, Bankeinzug, Nachnahme oder Kreditkarte 

anbieten.

Die Klägerin behauptet, sie sei durch die Beklagte allein wegen ihres 

Alters nachteilig behandelt worden und verlangte wegen des damit 

verbundenen Verstoßes gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsge-

setz (AGG) die Zahlung eines Schmerzensgeldes von 3.000 Euro. Diese 

Benachteiligung sei sachlich nicht gerechtfertigt, da keine individuelle 

Bonitätsprüfung durchgeführt worden sei. Der Klägerin sei die Mög-

lichkeit der gleichberechtigten Teilhabe am Rechtsverkehr auf eine zu-

tiefst persönlichkeitsverletzende und menschenverachtende Art und 

Weise genommen worden. Die Gefahr des Ablebens bestehe sowohl 

bei alten als auch jungen Menschen. Sofern man auf die statistischen 

Erhebungen zur Lebenserwartung älterer Menschen abstelle und gera-

de hieraus eine wirtschaftliche Gefahr für die Beklagte ableiten wol-

le, würde gerade das Merkmal, weswegen die Klägerin gesetzlich ge-

schützt werde, zu ihrem Nachteil ausgelegt werden. Dies stelle einen 

vollkommen unzulässigen Zirkelschluss dar, indem man die Benach-

teiligung der Klägerin durch ihren Nachteil als gerechtfertigt ansehe.

Die Beklagte lehnte eine Zahlung ab. Es handele sich nicht um ein zi-

vilrechtliches Massengeschäft im Sinne des AGG. Vielmehr komme es 

bei der Ratenvereinbarung gerade auf das Ansehen der Person an, da 

der Gläubiger ein wirtschaftliches Risiko eingehe. Die Beklagte frage 

nicht nur das Alter des Bestellers ab, sondern auch dessen Adresse und 

erhole dann eine individuelle Bonitätsauskunft. Selbst wenn man von 

einem Massengeschäft ausginge, gäbe es einen sachlichen Grund für 

die unterschiedliche Behandlung von jüngeren und älteren Kunden.

Das AG München sah keinen Anspruch auf Schadenersatz aus unzu-

lässiger Diskriminierung. Dass das Leben zwangsläufig mit dem Tod 

endet, dürfe das Gericht als bekanntes Faktum voraussetzen. Es gebe 

auch Erhebungen zur statistischen Lebenserwartung. Ein Teilzahlungs-

geschäft sei definitionsgemäß eine auf einen längeren Zeitraum an-

gelegte geschäftliche Beziehung. Zwar seien ältere Personen, die re-

gelmäßig Renten oder Pensionen beziehen, grundsätzlich als solvente 

Schuldner einzustufen, da sie über ein geregeltes und sicheres Einkom-

men verfügten. Es sei aber nun einmal so, dass mit gesteigertem Alter 

auch das Risiko des Ablebens ansteige.

In diesem Fall gingen die Forderungen des Gläubigers (Kreditgeber) 

gegen die verstorbene Person auf den Nachlass über. Die Sicherheit 

der regelmäßigen Rentenzahlungen gehe auf diese Weise verloren. Der 

Gläubiger könne sich zunächst an den Nachlass wenden. Zum einen 

sei dies mit einem erhöhten Verwaltungsaufwand verbunden, da der 

Erbe, die Erben oder die Erbengemeinschaft ausfindig gemacht werden 

muss. Zum anderen bestehe auch ein weiteres wirtschaftliches Risiko, 

da ja nicht absehbar sei, wer den Nachlass erben wird und ob dieser 

Erbe überhaupt faktisch zu greifen sein wird.

Das Urteil, das vom Berufungsgericht bestätigt wurde, ist nach Rück-

nahme der Revision rechtskräftig.

Amtsgericht München, Urteil vom 13.04.2016, 171 C 28560/15, 

rechtskräftig

Kündigung einer Leiharbeitnehmerin: Fehlende  
Einsatzmöglichkeit für drei Monate kein Grund

Die Kündigung einer Leiharbeitnehmerin ist nicht schon dann gerecht-

fertigt, wenn der dauerhafte Einsatz beim Kunden auf dessen Wunsch 

für drei Monate und einen Tag unterbrochen wird, obwohl ein Be-

schäftigungsbedarf durchgehend besteht. Dies hat das Arbeitsgericht 

(ArbG) Mönchengladbach in einem Fall entschieden, in dem es um die 

Kündigung der Mitarbeiterin eines Zeitarbeitsunternehmens ging.
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Die Klägerin war bei der Beklagten seit 2013 bei der Beklagten in Teil-

zeit beschäftigt. Sie war durchgehend bei einem Einzelhandelsunter-

nehmen als Kassiererin eingesetzt. Der Kunde lehnte einen Einsatz der 

Klägerin über den 31.12.2017 hinaus ab. Das Zeitarbeitsunternehmen 

kündigte das Arbeitsverhältnis der Klägerin daraufhin betriebsbedingt 

aufgrund fehlender Beschäftigungsmöglichkeit zum Ablauf des Jahres 

2017. Gleichzeitig sagte es der Klägerin zu, sie ab dem 02.04.2018 wie-

der einzustellen. 

Die Klägerin hat gegen die Kündigung Klage erhoben. Die Kündigung 

sei nur ausgesprochen worden, um ihren Anspruch aus § 8 Absatz 4 Ar-

beitnehmerüberlassungsgesetz auf diejenige Vergütung, die auch den 

Stammkräften des Einsatzbetriebes gezahlt werde, zu verhindern. Dies 

reiche zur Rechtfertigung der Kündigung nicht aus. 

Die Beklagte hat die Kündigung darauf gestützt, dass sie keine andere 

Einsatzmöglichkeit für die Klägerin habe. Ein ganz überwiegender Teil 

ihrer Arbeitnehmer werde bei demselben Einzelhandelsunternehmen 

eingesetzt wie die Klägerin. Auf die Entscheidung des Kunden, die Klä-

gerin vorübergehend nicht einzusetzen, habe sie selbst keinen Einfluss 

nehmen können. 

Das ArbG hat der Klage stattgegeben und die Unwirksamkeit der Kün-

digung festgestellt. Der Arbeitgeber habe nicht dargelegt, dass die 

Beschäftigungsmöglichkeit für die Klägerin für einen hinreichend lan-

gen Zeitraum fortgefallen sei. Die fehlende Einsatzmöglichkeit für drei 

Monate und einem Tag sei insoweit nicht ausreichend. Es sei Sinn und 

Zweck des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, dem Einsatz von Leih-

arbeitnehmern zur Erledigung von Daueraufgaben entgegenzuwirken. 

Dadurch, dass die Beklagte fast ausschließlich für das eine Einzelhan-

delsunternehmen tätig sei, würde die Geltung des Kündigungsschutz-

gesetzes praktisch aufgehoben, wenn allein die fehlende Einsatzmög-

lichkeit zur Rechtfertigung der Kündigung ausreichen würde. In einem 

solchen Fall sei auch der Grund für die fehlende Einsatzmöglichkeit zu 

berücksichtigen. 

Arbeitsgericht Mönchengladbach, 1 Ca 2686/17

Wirksame Verdachtskündigung: Erfordert  
angemessene Zeitspanne für Stellungnahme des 
Arbeitnehmers

Wer einem Arbeitnehmer gegenüber eine Kündigung aussprechen will, 

die nicht auf Tatsachen, sondern auf einem Verdacht beruht, kann dies 

bei unter anderem hinreichend schwerem Verdacht rechtlich wirksam 

tun, muss aber den betroffenen Mitarbeiter vorher zu den Vorwürfen 

anhören. Dabei ist ihm angemessen Zeit für die Antwort einzuräumen. 

Setzt der Arbeitgeber eine zu kurze Frist und kündigt dem Arbeitneh-

mer nach deren Ablauf, ohne dass die Stellungnahme des Betroffenen 

vorliegt, so ist die Kündigung als Verdachtskündigung rechtsunwirk-

sam. Dies hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Schleswig-Holstein ent-

schieden.

Der als Entwicklungsingenieur beschäftigte Kläger stritt sich mit sei-

ner Arbeitgeberin, der Beklagten, schon mehrfach bis vor das LAG über 

die Beendigung seines Arbeitsverhältnisses. Im vom Gericht nunmehr 

entschiedenen Fall ging es neben einer Versetzung und einer Ände-

rungskündigung um eine fristlose, hilfsweise ordentliche Kündigung 

vom 12.08.2016, die unter anderem mit dem Verdacht von Straftaten 

begründet wurde. Im Zuge der im Rechtsstreit ebenfalls streitigen Ver-

setzung des Klägers aus der Entwicklungsabteilung in den Außendienst 

erhielt der Kläger von der Beklagten im Juni 2016 ein Laptop ausge-

händigt. Er war seitdem durchgehend arbeitsunfähig erkrankt. Nach-

dem der Kläger größere Datenmengen über das Laptop heruntergela-

den hatte, verlangte die Beklagte das Laptop heraus. Am 03.08.2016 

übersandte der Kläger der Beklagten ein anderes Laptop. Ob dies ver-

sehentlich erfolgte, ist zwischen den Parteien streitig. Jedenfalls gab 

die Beklagte dem Kläger mit Schreiben vom 04.08.2016, in dessen 

Briefkasten frühestens am Abend eingegangen, Gelegenheit zur Stel-

lungnahme bis zum 08.08.2016, 13.00 Uhr. Als die Frist verstrichen 

war, brachte die Beklagte die außerordentliche Verdachtskündigung 

auf den Weg. 

Das LAG hält – angesichts des Umstands, dass sich die Parteien bereits 

anderweitig in vertraglichen und auch gerichtlichen Auseinanderset-

zungen befanden, in denen sich der Kläger stets anwaltlich vertreten 

ließ – die Stellungnahmefrist von nicht einmal zwei vollen Arbeitstagen 

bis Montagmittag für in jeder Hinsicht unangemessen kurz. Dies gelte 
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umso mehr, als die Beklagte das Anhörungsschreiben nicht zugleich 

dem Prozessbevollmächtigten des Klägers – gegebenenfalls auch per 

Fax – zugesandt habe. Außerdem habe sie gewusst, dass der Kläger 

arbeitsunfähig krank war. Sie habe somit damit rechnen müssen, dass 

sich dieser gerade nicht durchgängig zu Hause aufhält.

Das LAG hat die Revision nicht zugelassen. Das Urteil ist noch nicht 

rechtskräftig.

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 21.03.2018, 3 Sa 

398/17, nicht rechtskräftig

Betrieblich veranstalteter Grillabend: Weg zur  
Toilette fällt unter Unfallversicherungsschutz

Stürzt eine Arbeitnehmerin während eines Grillabends innerhalb ei-

ner betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung alkoholisiert auf dem 

Weg zur Toilette, handelt es sich um einen entschädigungspflichtigen 

Arbeitsunfall. Dies hat das Sozialgericht (SG) Dortmund im Fall einer 

Industriekauffrau entschieden, die als Teilnehmerin eines Workshops 

ihres Arbeitgebers zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Abtei-

lungen in einem sauerländischen Hotel verunfallte. Während eines 

Grillabends mit offenem Ende und freiem Essen und Trinken knickte 

die Mitarbeiterin auf dem Weg zur Toilette alkoholisiert gegen Mitter-

nacht um und zog sich einen Bruch des linken Sprunggelenks zu.

Die Berufsgenossenschaft Holz und Metall lehnte die Anerkennung ei-

nes Arbeitsunfalles ab, weil sich die Mitarbeiterin zum Unfallzeitpunkt 

nicht bei einer versicherten Tätigkeit befunden habe. Die hiergegen 

von der Klägerin bei dem SG Dortmund erhobene Klage hatte Erfolg. 

Das Gericht stellte nach Vernehmung mehrerer Zeugen fest, dass das 

Umknicken der Klägerin mit Bruch des linken Sprunggelenks ein Ar-

beitsunfall gewesen sei. Die Klägerin habe sich zum Unfallzeitpunkt 

auf einem versicherten Weg zur Toilette im Rahmen einer Betriebs-

gemeinschaftsveranstaltung befunden. Der Grillabend sei von den 

Vorgesetzten der Klägerin nicht beendet worden, auch wenn zum Un-

fallzeitpunkt keine Anwesenheitspflicht mehr gegolten habe. Die Alko-

holisierung der Klägerin habe dem Ziel der Veranstaltung nicht entge-

gengestanden. Denn sie sei noch zu einer angemessenen Teilnahme an 

dem geselligen Beisammensein in der Lage gewesen.

Sozialgericht Dortmund, Urteil vom 01.02.2018, S 18 U 211/15

Doppelte Haushaltsführung: Lage der Wohnungen 
kann zu berücksichtigen sein

Die Entscheidung über den Lebensmittelpunkt erfordert eine Wür-

digung aller Umstände des Einzelfalls, die sich aus einer Zusammen-

schau mehrerer Einzeltatsachen ergibt. Dabei kann auch ein Vergleich 

der Lage der Wohnungen als Indiz bei der Beurteilung des Lebensmit-

telpunkts von Bedeutung sein.

Das erklärt der BFH in einem aktuell veröffentlichten Urteil und ver-

weist dabei auf die dazu bereits vorhandene Rechtsprechung.

Die Richter erklären, nach ständiger Rechtsprechung sei die Frage, ob 

die außerhalb des Beschäftigungsorts belegene Wohnung des Arbeit-

nehmers als Mittelpunkt seiner Lebensinteressen anzusehen sei und 

deshalb seinen (Haupt)Hausstand darstelle, anhand einer Gesamt-

würdigung aller Umstände des Einzelfalls festzustellen. Dementspre-

chend erfordere die Entscheidung über den Lebensmittelpunkt nach 

ständiger Rechtsprechung des erkennenden Senats eine tatrichterliche 

Würdigung aller Umstände des Einzelfalls, die sich aus einer Zusam-

menschau mehrerer Einzeltatsachen ergebe. 

Indizien könnten sein, wie oft und wie lange sich der Arbeitnehmer in 

der einen und der anderen Wohnung aufhält, wie beide Wohnungen 

ausgestattet und wie groß sie sind. 

Von Bedeutung seien auch die Dauer des Aufenthalts am Beschäfti-

gungsort, die Entfernung beider Wohnungen sowie die Zahl der Heim-

fahrten. 

Erhebliches Gewicht habe ferner der Umstand, zu welchem Wohnort 

die engeren persönlichen Beziehungen (z.B. Art und Intensität der so-

zialen Kontakte, Vereinszugehörigkeiten und andere Aktivitäten) be-

stehen. 

Da es sich um eine Würdigung aller Umstände des Einzelfalls handelt, 

könne deshalb gegebenenfalls auch ein Vergleich der Lage der Woh-

nungen als Indiz bei der Beurteilung des Lebensmittelpunkts von Be-

deutung sein.

BFH-Beschluss vom 18.12.2017, Az. VI B 66/17


